
1947 nicht anzusehen, es sei weder erwiesen, daß sie die Zu­
stimmung der SMAD gefunden habe, noch sei sie veröffent­
licht worden. Die Organe der Sozialversicherung hätten — 
so meint das Bezirksarbeitsgerieht abschließend — übrigens 
selbst die Richtigkeit der Auffassung des Bezirksarbeitsgerichts 
dadurch bestätigt, daß sie gegenüber den sogenannten „Wan­
derversicherten“ die Tabelle nicht für anwendbar hielten. Das 
gleiche ergebe sich aus einem Schreiben des ehemaligen 
Thüringischen Ministers für Arbeit und Sozialwesen vom 
22. Januar 1949, wonach beim Vorliegen bestimmter Unterlagen 
für die Anrechnung von Steigerungsbeträgen von der An­
wendung der Tabelle abzusehen sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, der Verletzung des § 52 VSV rügt. Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Generalstaatsanwalt weist mit Recht darauf hin, 

daß schon in dem Urteil des Obersten Gerichts vom 
26. Oktober 1953 — 1 Za 115/53 — klargestellt worden 
ist, daß die Altrenten gemäß § 52 VSV auf Grund der 
im Jahre 1947 herausgegebenen Tabelle (auch „DWK- 
Tabelle“ genannt) umzurechnen seien, daß dabei von 
dem dem Rentner auf Grund der Reichsversicherungs­
ordnung erteilten Rentenbescheid auszugehen sei, dessen 
aus § 1631 RVO sich ergebende Rechtskraft die nach­
trägliche Berücksichtigung etwaiger damals nicht an­
gerechneter Steigerungsbeträge auf Grund der Militär­
dienstzeit oder früher geleisteter Arbeit nicht zulasse.

An dieser Auffassung ist festzuhalten; sie kann durch 
die vom Bezirksarbeitsgericht für seine abweichende 
Meinung vorgebrachten Argumente nicht erschüttert 
werden.

Zunächst verkennt das Bezirksarbeitsgericht selbst 
nicht, daß die nachträgliche Berücksichtigung individu­
eller Steigerungsbeträge im Ergebnis zu einer Neufest­
setzung der Altrenten führen würde. § 52 VSV aber ord­
net an, daß die Träger der Sozialversicherung ganz all­
gemein eine „Umrechnung der Rentensätze“ vorzu­
nehmen haben, und zwar s p ä t e s t e n s  innerhalb von 
12 Monaten nach Inkrafttreten der VSV. Daß schon die 
kaum zu* übersehende Vielzahl der altrechtlichen Ver­
sicherungsträger einerseits und der zu berücksichtigen­
den Altrentner andererseits eine individuelle Behand­
lung des einzelnen Falles gar nicht zuließ, vermag das 
Bezirksarbeitsgericht selbst nicht zu verkennen. So hat 
ja denn auch der Kläger im vorliegenden Falle die ihm 
vermeintlich zustehende Erhöhung der Rente erst im 
März 1953 beantragt, also zu einer Zeit, als die Zwölf­
monatsfrist des § 52 Abs. 1 VSV längst abgelaufen war. 
Abgesehen davon also, daß eine Neufestsetzung der 
Rente keine „Umrechnung der Rentensätze“ bedeuten 
würde, müßte die gleichwohl vom Bezirksarbeitsgerieht 
für zulässig, und gegebenenfalls für nötig erachtete 
Neuberechnung der Rente schon an dem klar und zwin­
gend verordneten Zeitablauf scheitern.

Wenn aber das Gesetz diese „Umrechnung der 
Rentensätze“ vorschrieb, ohne gleichzeitig die Art und 
Weise dieser Umrechnung zu regeln, so ergab sich dar­
aus die Notwendigkeit eines nachträglichen Erlasses 
allgemeiner und möglichst einfacher Umrechnungs­
maßstäbe, weil sich nur unter dieser Voraussetzung die 
kurze Umrechnungsfrist überhaupt innehalten ließ. Das 
ist denn auch dadurch geschehen, daß die dazu durch 
§ 72 VSV ermächtigte Deutsche Verwaltung für Arbeit 
und Sozialfürsorge im Jahre 1947 die Umrechnungs­
tabelle nebst der Anweisung für ihre Anwendung er­
ließ. Das Bezirksarbeitsgericht bestreitet mit Unrecht 
die allgemeine und bindende Wirkung dieser Anord­
nungen. Es ist abwegig, die Gültigkeit der Tabelle und 
der Anweisung zwar für die Organe der Sozialversiche­
rung zuzugestehen, sie aber für die Rechtsprechung der 
Arbeitsgerichte zu leugnen. Dem Bezirksarbeitsgericht 
lag die Auskunft der Zentralverwaltung der Sozial­
versicherung vom 17. August 1953 vor. wonach die 
Tabelle von der SMAD bestätigt worden ist. Unterstützt 
wurde die Richtigkeit dieser Auskunft zum Überfluß 
noch durch die Vorlegung der im Tatbestände des ange­
griffenen Urteils wiedergegebenen Schreiben der 
Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge 
vom 17. Mai 1947 und vom 11. August 1947 an die 
SMAD. Die Bestimmung darüber, ob die Bestätigung 
durch einen ausdrücklichen Befehl zu erfolgen hatte 
und ob die bestätigten Anordnungen zu veröffentlichen 
waren oder nicht, blieb allein der Entscheidung der 
SMAD Vorbehalten, so daß das Fehlen dieser ausdrück­
lichen Akte der allgemeinen Rechtsgültigkeit und Ver­

bindlichkeit der Tabelle und der Anweisung auf Grund 
von § 72 VSV in keiner Weise entgegensteht. Damit er­
ledigt sich auch der Hinweis des Bezirksarbeitsgerichts 
auf die Anführung einzelner Bestimmungen der VSV 
im § 52, Abs. 1 a. a. O. Wenn die Tabelle nebst Anwei­
sung, wie geschehen, allgemein in Kraft gesetzt wurde, 
so ergab sich daraus, daß sowohl die Deutsche Verwal­
tung für Arbeit und Sozialfürsorge als auch ganz be­
sonders die SMAD damit deklarierte, daß den erwähn­
ten Bestimmungen durch die Tabelle und die Anwei­
sung vollauf Genüge getan war.

Unrichtig und bereits zurückgewiesen im Urteil des 
Obersten Gerichts vom 26. Oktober 1954 — 1 Za 121/54 
— ist auch die Auffassung, daß die Renten der soge­
nannten „Wanderversicherten“ nicht nach der Tabelle 
umzurechnen seien; bei ihnen besteht die sich aus der 
Sache selbst ergebende Besonderheit vielmehr lediglich 
darin daß die Steigerungsbeträge sowohl für die zur 
Angestelltenversicherung als auch für die zur allgemei­
nen Sozialversicherung geleisteten Beiträge nach der 
Tabelle getrennt umzurechnen und zu addieren sind. 
Daß auch die in den Jahren 1948 und 1949 geäußerte 
Auffassung des früheren Thüringer Ministeriums über 
die Anwendbarkeit der Tabellenumrechnung gegenüber 
der vorstehend dargelegten Lage nicht maßgeblich sein 
kann bedarf keiner näheren Ausführung.

§§ 1343, 1348,1309 a Reichsversicherungsordnung; § 418, 
286 ZPO.

Urkunden, die von Versicherungsträgern der früheren 
Reichsversicherung ausgestellt worden sind, haben den 
Charakter öffentlicher Urkunden und erbringen vollen 
Beweis der darin bezeugten Tatsachen.

OG, Urt. vom 7. Dezember 1954 — 1 Za 228/54.
Die am 21. Oktober 1893 geborene Klägerin war seit 1908 

im Gebiete der jetzigen CSR mit Unterbrechungen als Textil­
arbeiterin tätig und hat auch laufend Beiträge zur Invaliden- 

, und später Sozialversicherung gezahlt.
Der von ihr am 14. September 1953 gestellte Antrag auf Ge­

währung von Altersrente wurde mit Bescheid der Verklagten 
vom 17. September 1953 abgelehnt, weil die Klägerin ihre 
Rentenanwartschaft nicht aufrechterhalten habe. Nach erfolg­
loser Beschwerde erhob die Klägerin fristgerecht Anfechtungs­
klage beim Bezirksarbeitsgericht G. mit dem Anträge, den 
Beschluß der Kreisbeschwerdekommission vom 9. Oktober 
1953 aufzüheben und die Verklagte zu verurteilen, der Kläge­
rin von der Antragstellung an Altersrente zu gewähren.

Sie wandte sich damit gegen die Feststellung der Be­
schwerdekommission, daß sie, die Klägerin, sich nach dem in 
den Rentenakten vorliegenden Sammelbuch der Invalidenver­
sicherung die eingezahlten Beträge aus Anlaß ihrer dritten 
Verheiratung (10. Mai 1941) habe auszahlen lassen. Sie brachte 
vor, daß sie immer gearbeitet und keinen Grund gehabt habe, 
sich die Versicherungsbeiträge erstatten zu lassen; sie wisse 
nicht, wie es zu dem Erstattungsvermerk im roten Sammel­
buch gekommen sei, denn ihre gesamten Versicherungsunter­
lagen seien ihr erst im Jahre 1946 bei ihrer Aussiedlung aus 
der CSR ausgehändigt worden.

Nach Vereidigung auf ihre diesen Angaben entsprechende 
gerichtliche Aussage verurteilte das Bezirksarbeitsgericht die 
Verklagte zur Zahlung der Beitragsinvalidenrente vom 1. Ok­
tober 1953 ab. Es begründet dieses Urteil damit, daß die 
Klägerin ihr ganzes Leben lang gearbeitet habe und keinerlei 
Interesse daran gehabt hätte, durch Erstattung der Beiträge 
ihre erworbenen Rechte auf Rente aufzugeben. Die Klägerin 
habe selbst das rote Sammelbuch vorgelegt, was sie sicher 
nicht getan hätte, wenn eine Rückerstattung erfolgt wäre. Das 
Gericht vertritt daher die Auffassung, daß die Aussage der 
Klägerin glaubwürdig sei und die Eintragung der Erstattung 
im Sammelbueh widerlege. Die 15jährige Wartezeit für die 
Altersrente sei daher erfüllt.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, der Gesetzesverletzung durch Verstoß 
gegen §§ 418, 286 ZPO rügt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das bei den Rentenakten befindliche, für die 

Klägerin von der Allgemeinen Ortskrankenkasse für 
den Landkreis A. (CSR); Ausgabestelle für Quittungs­
karten der Invalidenversicherung, ausgestellte „Sam­
melbuch der Bescheinigungen über die umgetauschten 
Quittungskarten zur Invalidenversicherung“ (roter 
Umschlagdeckel) enthält Bescheinigungen über die 
Angabe der Beitragswochen, in denen die Klägerin in 
den Jahren 1939 bis zum 18. Mai 1941 Beiträge für die 
Invalidenversicherung geleistet hat. In den Spalten 
„Nachgewiesene Ersatzzeiten“ befinden sich zwei mit 
Namensunterschrift versehene Farbstempel folgenden 
Wortlauts: „Erstattet gemäß § 1309 a bis 6. Juli 1941“.

§ 1309 a der Reichs Versicherungsordnung (RVO) be­
stimmt:
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